
Forschungsprämien können unter bestimmten Voraussetzun-
gen geltend gemacht werden für

a. eigenbetriebliche Forschung und 
b. Auftragsforschung.

Die Prämie beträgt 14 % der Forschungsaufwendungen bzw. 
-ausgaben (bei Auftragsforschung nur für Aufwendungen von 
maximal € 1.000.000,00 pro Wirtschaftsjahr). Sie wird als Gut-
schrift am Abgabenkonto verbucht. Das Abgabenänderungs-
gesetz 2022 brachte einige wesentliche Änderungen zur For-
schungsprämie. Hier dazu ein Überblick:

 • Bei eigenbetrieblicher Forschung ist die Berücksichtigung 
eines fiktiven Unternehmerlohnes möglich (€ 45,00 für 
jede Tätigkeitsstunde in begünstigter Forschung und expe-
rimenteller Entwicklung, maximal € 77.400,00 pro Person 
und Wirtschaftsjahr; Nachweis mit Zeitaufzeichnungen inkl. 
aussagekräftiger Beschreibung). Dadurch sollen Start-ups 
und kleine Unternehmen begünstigt werden.

 • Wie bisher erfolgt die Antragstellung und Gewährung der 
Prämie für ein bestimmtes Kalenderjahr. In der Bemes-

sungsgrundlage sind dabei die prämienbegünstigten For-
schungsaufwendungen aus dem/den Wirtschaftsjahr(en) 
zu erfassen, die in dem betreffenden Kalenderjahr enden. 
Die Antragsfrist beginnt mit dem Ablauf des (letzten)  
Wirtschaftsjahres und endet (abweichend von der bisheri-
gen Regelung) vier Jahre nach dem Beginn.

 • Die Forschungsprämie für eigenbetriebliche Forschung und 
experimentelle Entwicklung kann hinsichtlich eines sach-
verhaltsmäßig abgegrenzten Teils des Prämienantrags  
(ein Forschungsprojekt, mehrere Forschungsprojekte und/
oder ein Forschungsschwerpunkt, mehrere Forschungs-
schwerpunkte) beantragt werden, wenn damit zu rech-
nen ist, dass sich andernfalls die Entscheidung über den  
Prämienantrag erheblich verzögert.

Die Neuregelung ist in Bezug auf die Berücksichtigung eines 
fiktiven Unternehmerlohnes und die Antragsfrist auf Prämien 
anzuwenden, die das Kalenderjahr 2022 betreffen und nach 
dem 30.6.2022 erstmalig beantragt werden. Die restlichen 
Regelungen treten mit der Verlautbarung der Gesetzesände-
rung in Kraft. 
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Wie wurden die Bestimmungen zur  
Forschungsprämie geändert?
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Neue  
Teuerungsprämie 

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2
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Wie ist die neue Teuerungsprämie geregelt?

Zulagen und Bonuszahlungen, die der 
Arbeitgeber in den Kalenderjahren 
2022 und 2023 aufgrund der Teuerung 
zusätzlich gewährt (Teuerungsprämie), 
sind

 • bis € 2.000,00 pro Jahr steuerfrei und 
zusätzlich

 • bis €  1.000,00 pro Jahr steuerfrei, 
wenn die Zahlung aufgrund einer 
bestimmten lohngestaltenden Vor-
schrift erfolgt.

Es muss sich dabei um zusätzliche Zah-
lungen handeln, die üblicherweise bis-
her nicht gewährt wurden. Sie erhö-
hen nicht das Jahressechstel und wer-
den nicht auf das Jahressechstel ange-
rechnet.

Soweit Zulagen und Bonuszahlungen 
nicht durch diese Bestimmungen erfasst 
werden, sind sie nach dem Tarif zu ver-

steuern. Die Erläuterungen zur Geset-
zesänderung führen zudem aus, dass 
Belohnungen, die aufgrund von Leis-
tungsvereinbarungen gezahlt werden, 
nicht unter diese Befreiung fallen.

Werden in den Kalenderjahren 2022 und 
2023 sowohl eine steuerfreie Arbeit-
nehmergewinnbeteiligung als auch  
eine Teuerungsprämie ausbezahlt, sind 
diese nur insoweit steuerfrei, als sie  
insgesamt den Betrag von € 3.000,00 
pro Jahr nicht übersteigen. Nach 
Gewährung einer steuerfreien Teue-
rungsprämie kann eine Mitarbeiter-
gewinnbeteiligung nur mehr im ver-
bleibenden Ausmaß bis €  3.000,00 
steuerfrei ausbezahlt werden. Umge-
kehrt kann nach Gewährung einer  
steuerfreien Gewinnbeteiligung eine 
Teuerungsprämie ebenfalls nur mehr im 
verbleibenden Ausmaß bis €  3.000,00 
steuerfrei pro Jahr ausbezahlt werden.

Eine steuerfrei gewährte Gewinnbetei-
ligung kann im Kalenderjahr 2022 rück-
wirkend als Teuerungsprämie behandelt 
werden. Diese Möglichkeit wurde des-
halb eingeräumt, weil die Teuerungsprä-
mie, neben der Befreiung von der Ein-
kommensteuer, auch von der Sozialver-
sicherung sowie von Lohnnebenkosten 
– wie insbesondere Kommunalsteuer 
und Dienstgeberbeitrag – befreit wer-
den soll. 

Die Österreichische Gesundheitskasse 
informierte zudem kürzlich, dass die 
Teuerungsprämie auch bei geringfügig 
Beschäftigten begünstigt ist. 

Welche steuerlichen Begünstigungen machen die 
Anschaffung von Elektroautos für Unternehmen  
attraktiv?

Bei der Anschaffung von neuen 
E-Autos kann ab 2023 ein Investitions- 
freibetrag (IFB) steuerlich geltend 
gemacht werden. Der IFB beträgt 10 %  
der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten. Für Wirtschaftsgüter, deren 
Anschaffung oder Herstellung dem 
Bereich Ökologisierung zuzuordnen ist, 
erhöht sich der IFB um 5 % der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten. Eine 
Behaltefrist von vier Jahren ist zu beach-
ten.

Für die Anschaffung neuer E-Autos 
besteht auch die Möglichkeit zur 
Anwendung der degressiven Abschrei-
bung, die am Beginn der Nutzungsdauer 
des E-Autos zu einer höheren und spä-
ter zu einer niedrigeren Steuerersparnis 
führen kann.

Die Kosten eines E-Autos sind vor-
steuerabzugsfähig. Bis zu € 40.000,00 
brutto Anschaffungskosten besteht 
ein voller Vorsteuerabzug, zwischen 
€  40.000,00 und €  80.000,00 aliquot 
und über €  80.000,00 kein Vorsteuer-
abzug. Vorsteuerabzugsfähig sind auch 
Stromkosten und Kosten für die Strom-
abgabestellen.

Elektroautos sind zudem nicht NOVA- 
pflichtig und es fällt auch keine motor-
bezogene Versicherungssteuer an.

Gefördert wird das E-Auto unter ande-
rem mittels Umweltförderung des Bun-
des bzw. auch der Länder. Dabei gilt es, 
die Voraussetzungen der entsprechen-
den Förderrichtlinien einzuhalten.

Nutzt ein Mitarbeiter oder ein wesentlich 
beteiligter Gesellschafter-Geschäftsfüh-

rer das Elektroauto des Arbeitgebers 
auch zu privaten Zwecken, so fällt auch 
kein Sachbezug an. Für den Dienstgeber 
entfallen auch die Lohnnebenkosten für 
den Sachbezug.

Diese Ausführungen gelten nur für reine 
E-Autos, nicht für Hybridfahrzeuge. 
Welche steuerlichen Vorteile konkret 
ein E-Auto für Ihr Unternehmen bedeu-
tet, ist nur in einem individuellen Bera-
tungsgespräch zu klären. 
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Abschaffung von Reverse Charge für 
ausländische Vermieter

Im Rahmen unserer Steuernews hat-
ten wir darüber informiert, dass es ab 
1.1.2022 bei Vermietungen von im 
Inland gelegenen Grundstücken durch 
ausländische Unternehmer, die weder 
ihr Unternehmen im Inland betreiben, 
noch eine an der Leistungserbringung 
beteiligte Betriebsstätte haben („aus-
ländische Vermieter“), zu einem Über-
gang der Steuerschuld auf den inländi-
schen unternehmerischen Leistungs-
empfänger kommt. Im Zuge des Abga-
benänderungsgesetzes 2022 wurde 
nunmehr durch eine gesetzliche Klar-
stellung die alte Verwaltungspraxis wie-
derhergestellt.

Kein Übergang der Steuerschuld für 
ausländische Vermieter

Im Rahmen des Abgabenänderungsge-
setzes 2022 wurden neben vielen Ände-
rungen im Bereich der Umsatzsteuer 
auch die Bestimmungen des Reverse-
Charge-Verfahrens angepasst. Entspre-
chend der vorgenommenen Anpassung 
kommt es bei Vermietungen von inländi-
schen Grundstücken durch sogenannte 
ausländische Unternehmer, die weder 
ihr Unternehmen im Inland betrei-
ben, noch eine an der Leistungserbrin-
gung beteiligte Betriebsstätte haben, zu  
keinem Übergang der Steuerschuld 
mehr auf den inländischen unter-
nehmerischen Leistungsempfänger. 
Durch die vorgenommene Änderung 
bleibt nunmehr auch im unternehmeri-
schen Bereich der leistende Unterneh-
mer Schuldner der Umsatzsteuer und 
hat diese im Veranlagungsverfahren zu 
erklären. 

Bei Vermietungen an Privatpersonen 
war hingegen eine Anwendung des 
Reverse-Charge-Verfahrens stets aus-
geschlossen, da hier keine Übernahme 
der Steuerschuld erfolgen kann. Damit 
wird wieder die alte Verwaltungspraxis 
vor 1.1.2022 in gültiges Recht gegos-
sen. Da der Gesetzestext kein explizi-
tes Inkrafttreten für diese Bestimmung  
vorsieht, gilt diese bereits mit Veröf-
fentlichung.

Rechnungslegung durch ausländische 
Vermieter

Vermietet ein ausländischer Unter-
nehmer ohne Betriebsstätte in Öster-
reich Geschäftsräumlichkeiten an einen 
Unternehmer, ist die Vermietung grund-
sätzlich steuerfrei. Sofern der Unterneh-
mer zur Steuerpflicht optiert hat, hat er 
auf diese Option zur Steuerpflicht hinzu-
weisen und die Rechnung nunmehr mit 
Umsatzsteuer zu legen. Eine Abrech-
nung wie vormals im Reverse-Charge-
Verfahren ist damit ausgeschlossen. 
Auch bei der Vermietung an Privatper-
sonen für Wohnzwecke ist österreichi-
sche Umsatzsteuer in Rechnung zu stel-
len.

Abschaffung der Haftungsbestimmung

Ebenfalls wurden durch das Abgaben- 
änderungsgesetz die Vorschriften zu den 
Haftungsbestimmungen in § 27 Abs. 4 
Umsatzsteuergesetz angepasst, sodass 
im Zusammenhang mit der Vermietung 
von Grundstücken keine Haftung des 
leistungsempfangenden Unternehmens 
mehr besteht. 
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Bis zum 30.9. können Sie die Rück-
erstattung von Vorsteuerbeträ-
gen für 2021 innerhalb der Euro-
päischen Union via FinanzOnline 
beantragen. 

Kapitalgesellschaften (wie bei-
spielsweise auch GmbH & Co KGs) 
müssen grundsätzlich spätestens 
neun Monate nach dem Bilanz-
stichtag den Jahresabschluss beim 
Firmenbuch einreichen. Für Unter-
nehmer mit Bilanzstichtag 31.12. 
wäre daher der 30.9. der letzte 
fristgerechte Abgabetag. 

Durch die COVID-19-Gesetzge-
bung wurde allerdings im Wesent-
lichen für Kapitalgesellschaften, 
Genossenschaften und Vereine mit 
Bilanzstichtag zum 31.12.2021 
(und für jene Jahresabschlüsse 
mit davor liegenden Bilanzstich-
tag für die die Frist für die Auf-
stellung am 16.3.2020 noch nicht 
abgelaufen war) die Offenlegungs-
frist auf zwölf Monate verlängert. 
Jahresabschlüsse zum 31.12.2021 
müssen daher in der Regel spätes-
tens bis zum 31.12.2022 beim Fir-
menbuch eingereicht werden. Für 
die Bilanzstichtage 31.1.2022 und 
28.2.2022 ist ebenfalls eine Einrei-
chung bis 31.12.2022 notwendig. 
Ab Bilanzstichtag 31.3.2022 gilt 
dann wieder eine Offenlegungs-
frist von neun Monaten.

Für die Einkommen- und Körper-
schaftsteuervorauszahlungen 
des laufenden Jahres 2022 kann 
grundsätzlich noch bis zum 30.9. 
eine Herabsetzung beantragt 
werden. Dies sollte insbesondere 
geprüft werden, falls der diesjäh-
rige Gewinn voraussichtlich nied-
riger sein wird als jener des letzten 
Einkommen- bzw. Körperschaft-
steuerbescheides. 

Ab 1.10. beginnt die Anspruchs-
verzinsung für Einkommen- und 
Körperschaftsteuernachzahlun-
gen für das Vorjahr zu laufen. 

WAS IST BIS ZUM 
30.9.2022 VON UNTER-
NEHMERN BESONDERS 
ZU BEACHTEN?
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Wie ist die neue Teuerungsprämie geregelt?

Zulagen und Bonuszahlungen, die der 
Arbeitgeber in den Kalenderjahren 
2022 und 2023 aufgrund der Teuerung 
zusätzlich gewährt (Teuerungsprämie), 
sind

 • bis € 2.000,00 pro Jahr steuerfrei und 
zusätzlich

 • bis €  1.000,00 pro Jahr steuerfrei, 
wenn die Zahlung aufgrund einer 
bestimmten lohngestaltenden Vor-
schrift erfolgt.

Es muss sich dabei um zusätzliche Zah-
lungen handeln, die üblicherweise bis-
her nicht gewährt wurden. Sie erhö-
hen nicht das Jahressechstel und wer-
den nicht auf das Jahressechstel ange-
rechnet.

Soweit Zulagen und Bonuszahlungen 
nicht durch diese Bestimmungen erfasst 
werden, sind sie nach dem Tarif zu ver-

steuern. Die Erläuterungen zur Geset-
zesänderung führen zudem aus, dass 
Belohnungen, die aufgrund von Leis-
tungsvereinbarungen gezahlt werden, 
nicht unter diese Befreiung fallen.

Werden in den Kalenderjahren 2022 und 
2023 sowohl eine steuerfreie Arbeit-
nehmergewinnbeteiligung als auch  
eine Teuerungsprämie ausbezahlt, sind 
diese nur insoweit steuerfrei, als sie  
insgesamt den Betrag von € 3.000,00 
pro Jahr nicht übersteigen. Nach 
Gewährung einer steuerfreien Teue-
rungsprämie kann eine Mitarbeiter-
gewinnbeteiligung nur mehr im ver-
bleibenden Ausmaß bis €  3.000,00 
steuerfrei ausbezahlt werden. Umge-
kehrt kann nach Gewährung einer  
steuerfreien Gewinnbeteiligung eine 
Teuerungsprämie ebenfalls nur mehr im 
verbleibenden Ausmaß bis €  3.000,00 
steuerfrei pro Jahr ausbezahlt werden.

Eine steuerfrei gewährte Gewinnbetei-
ligung kann im Kalenderjahr 2022 rück-
wirkend als Teuerungsprämie behandelt 
werden. Diese Möglichkeit wurde des-
halb eingeräumt, weil die Teuerungsprä-
mie, neben der Befreiung von der Ein-
kommensteuer, auch von der Sozialver-
sicherung sowie von Lohnnebenkosten 
– wie insbesondere Kommunalsteuer 
und Dienstgeberbeitrag – befreit wer-
den soll. 

Die Österreichische Gesundheitskasse 
informierte zudem kürzlich, dass die 
Teuerungsprämie auch bei geringfügig 
Beschäftigten begünstigt ist. 

Welche steuerlichen Begünstigungen machen die 
Anschaffung von Elektroautos für Unternehmen  
attraktiv?

Bei der Anschaffung von neuen 
E-Autos kann ab 2023 ein Investitions- 
freibetrag (IFB) steuerlich geltend 
gemacht werden. Der IFB beträgt 10 %  
der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten. Für Wirtschaftsgüter, deren 
Anschaffung oder Herstellung dem 
Bereich Ökologisierung zuzuordnen ist, 
erhöht sich der IFB um 5 % der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten. Eine 
Behaltefrist von vier Jahren ist zu beach-
ten.

Für die Anschaffung neuer E-Autos 
besteht auch die Möglichkeit zur 
Anwendung der degressiven Abschrei-
bung, die am Beginn der Nutzungsdauer 
des E-Autos zu einer höheren und spä-
ter zu einer niedrigeren Steuerersparnis 
führen kann.

Die Kosten eines E-Autos sind vor-
steuerabzugsfähig. Bis zu € 40.000,00 
brutto Anschaffungskosten besteht 
ein voller Vorsteuerabzug, zwischen 
€  40.000,00 und €  80.000,00 aliquot 
und über €  80.000,00 kein Vorsteuer-
abzug. Vorsteuerabzugsfähig sind auch 
Stromkosten und Kosten für die Strom-
abgabestellen.

Elektroautos sind zudem nicht NOVA- 
pflichtig und es fällt auch keine motor-
bezogene Versicherungssteuer an.

Gefördert wird das E-Auto unter ande-
rem mittels Umweltförderung des Bun-
des bzw. auch der Länder. Dabei gilt es, 
die Voraussetzungen der entsprechen-
den Förderrichtlinien einzuhalten.

Nutzt ein Mitarbeiter oder ein wesentlich 
beteiligter Gesellschafter-Geschäftsfüh-

rer das Elektroauto des Arbeitgebers 
auch zu privaten Zwecken, so fällt auch 
kein Sachbezug an. Für den Dienstgeber 
entfallen auch die Lohnnebenkosten für 
den Sachbezug.

Diese Ausführungen gelten nur für reine 
E-Autos, nicht für Hybridfahrzeuge. 
Welche steuerlichen Vorteile konkret 
ein E-Auto für Ihr Unternehmen bedeu-
tet, ist nur in einem individuellen Bera-
tungsgespräch zu klären. 
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Manche Unternehmer meinen, dass Onlinemarketing 
hauptsächlich bei B2C (Business to Customer) von Bedeu-
tung ist und vertrauen im B2B (Business to Business) aus-
schließlich auf bestehende Marketingkanäle.

Nur eine digitale Minimalpräsenz reicht aber mittlerweile 
auch im B2B-Geschäft nicht mehr aus, um neue Kunden zu 
gewinnen und bestehende Kunden an das Unternehmen 
zu binden. Insbesondere z. B. auch bei komplexen Produk-
ten des B2B-Bereichs eignet sich Onlinemarketing beson-
ders zur Darstellung und Gewinnung des Vertrauens von 
Interessenten. 

Auch wenn man mit seinen Produkten nur eine besondere 
Nische betreut, kann Onlinemarketing zum Erfolg führen. 
Wenn Ihr Angebot im Vergleich mit anderen vielleicht 
weniger auf Interesse stößt, so ist der Mitbewerb doch 
geringer und somit die Wahrscheinlichkeit einer Kontakt-
aufnahme höher.

Die folgenden Tipps sollen bei der Umsetzung des B2B-
Onlinemarketings helfen:

 • Definieren Sie Ihre Zielgruppe: Wer soll mit Ihrem 
Onlinemarketing erreicht werden?

 • Stellen Sie Ihrer Zielgruppe auf Ihrer Website relevanten  
Content zur Verfügung, der einen möglichst hohen 
Mehrwert bietet. Achten Sie auf zeitgemäße Darstel-
lung und Medien (z. B. Videos).

 • Nutzen Sie Ihren Content auf all Ihren digitalen Kanälen  
(z. B. auch auf Ihren Social-Media-Auftritten).

 • Nutzen Sie Instrumente wie Suchmaschinenoptimie-
rung, um mehr Aufmerksamkeit zu erzeugen und  
messen Sie Ihren Erfolg regelmäßig.

IST ONLINEMARKETING AUCH IM  
B2B-BEREICH WICHTIG?

STEUERTERMINE  |  SEPTEMBER 2022

Stand: 26.7.2022

Wie können Private den  
Reparaturbonus nutzen?
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Mit dem Reparaturbonus werden 50 % der Bruttokos-
ten (maximal € 200,00) einer Reparatur von Elektro- und  
Elektronikgeräten gefördert. Bis zu € 30,00 wird die Einholung 
eines Kostenvoranschlags gefördert.

Die Förderung können Privatpersonen mit Wohnsitz in Öster-
reich beantragen. Pro Gerät kann ein Bon beantragt werden, 
der bei einem Partnerbetrieb eingelöst werden kann. Förder-
bons können beantragt werden, solange die Budgetmittel  
reichen, spätestens bis 31.12.2023.

Förderfähig ist die Reparatur (bzw. der Kostenvoranschlag) 
von Elektro- und Elektronikgeräten, welche üblicherweise in 
privaten Haushalten verwendet werden. Das sind Geräte, die 
mit Netzkabel, Akku, Batterie oder Solarmodulen betrieben  
werden. Ein Neukauf oder Austausch eines Geräts (auch gegen 
ein generalüberholtes) wird nicht gefördert.

Eine Liste der förderungsfähigen Elektro- und Elektronik-
geräte finden Sie unter: 
www.reparaturbonus.at/geraeteliste 
und eine Liste der nicht förderungsfähigen Geräte unter:
www.reparaturbonus.at/negativliste. 

Generell nicht förderfähig sind Service- und Wartungsar-
beiten und wenn Anspruch auf Ersatz von Dritten besteht  
(z. B. bei Versicherungen) sowie Arbeiten im Rahmen von 
Garantie- und Gewährleistungsansprüchen.

Ein Reparaturbon kann auf www.reparaturbonus.at beantragt 
werden und binnen drei Wochen bei einem Partnerbetrieb ein-
gelöst werden.

Alle detaillierten Informationen zum Ablauf, zu den teilneh-
menden Partnerbetrieben und den Förderbedingungen finden 
Sie auf www.reparaturbonus.at. 

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Fälligkeitsdatum 15. September 2022

USt, NoVA, WerbeAbg  für Juli 

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für August

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Juli 2022 9,3 112,5 121,7

Juni 2022 8,7 111,5 120,6

Mai 2022 7,7 110,0 119,0
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